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(Nr. 14099.) Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1934. Vom 
17. März 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1934 wird 
in Einnahme und Ausgabe auf 2 094 403 790 RM feſtgeſtellt, und zwar: 


im ordentlichen Haushalt 
auf 2012340 110 AM an Einnahmen, 
auf 1947 957 030 AA an fortdauernden und 


auf 64 383 080. / an einmaligen Ausgaben, 
im außerordentlichen Haushalt 


auf 82 063 680 AM an Einnahmen und 
auf 82 063 680 RA an Ausgaben. 


82. 
Die Vorſchriften des § 75 der Reichshaushaltsordnung finden im Rechnungsjahr 1934 
keine Anwendung. 
Seas 


(1) Über die im Haushaltsplan vorgeſehenen einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
ſowie über die letzten 10 vom Hundert der im Haushaltsplan bei den ſächlichen Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge darf nur mit vorheriger Zuſtimmung des Finanzminiſters verfügt werden. 

(2) Im übrigen gelten für die Durchführung des Staatshaushaltsplans die Vorſchriften 
des § 26 der Reichshaushaltsordnung über wirtſchaftliche und ſparſame Verwaltung der Haus⸗ 


> 


haltsmittel und die in der zweiten Anlage zuſammengefaßten Durchführungsbeſtimmungen. 


A 2 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der Fehlbeträge der Staatshaushalts⸗ 
rechnungen für die Rechnungsjahre 1930 bis 1932 ſowie zum Ausgleich der bisher noch nicht 
gedeckten Anleiheausgaben einen Betrag bis zur Höhe von 470 Millionen Reichsmark im Wege des 
Kredits, und zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 

(8) Die früher erteilten Ermächtigungen zur Aufnahme von Krediten, insbeſondere alle 
früheren Anleihebewilligungen treten inſoweit außer Kraft, als von ihnen noch kein Gebrauch 
gemacht worden iſt. 
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: 8 5. eh 
() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Beſtreitung außerordentlicher Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1934 die Summe von 62 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits, und 
zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 
(2) Auf die Tilgung der Schuld findet § 4 Abſ. 2 Anwendung. 


§ 6. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der 
Generalſtaatskaſſe bis zu 400 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. Auf dieſen 
Betrag ſind die zum gleichen Zwecke für das Rechnungsjahr 1933 ausgegebenen Schatzanweiſungen, 
eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten und aufgenommenen Darlehen, ſoweit ſie erſt während 
des Rechnungsjahrs 1934 fällig werden, bis zu ihrer Fälligkeit, ihrem Rückkauf oder ihrer 
Rückerſtattung anzurechnen. 

§ 7. 


() Der Finanzminifter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Wirt 
ſchaftslage hervorgerufener Bedürfniſſe Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu 
übernehmen. f 

(2) Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt die Zuſtimmung des Staats⸗ 
miniſteriums erforderlich. i 

§ 8. 

(1) Die dritten freigewordenen Stellen der Beſoldungsgruppen A 1a bis 12 find — ſoweit 
fie befegbar find — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. 
Dieſe Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die künftig in den einſtweiligen Ruheſtand 
verſetzt werden. 

(2) Ausnahmen von Abſ. 1 ſind in Fällen eines zwingenden Bedürfniſſes mit Genehmigung 
des Finanzminiſters zuläſſig. a 
§ 9. 

(1) Die Beſtimmungen des § 70 Wh]. 3 der Reichshaushaltsordnung finden für das Rech⸗ 
nungsjahr 1934 auch auf die Gebühren der Kataſterverwaltung, die Gebührenabgabe der Notare 
ſowie die Koſtenerſtattungen des Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens An⸗ 
wendung. 

(2) Auf Grund des § 71 Abſ. 1 der Reichshaushaltsordnung können Rückerſtattungen der 
vom Preußiſchen Staate geleiſteteten Beitragsanteile zur zuſätzlichen Alters⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung der Angeſtellten und Arbeiter der Preußiſchen Staatsverwaltung ſowie überhobener 
Erſatzzuſatzrenten auch dann durch Abſetzung von den Ausgabefonds vereinnahmt werden, wenn 
es ſich um Erſtattungen aus Vorjahren handelt. 


§ 10. 
Von den in dem Haushaltsplan ausgebrachten Ausgabemitteln decken ſich gegenſeitig: 
1. ſoweit es im Haushaltsplan zugelaſſen iſt, die Mittel bei den fortdauernden Ausgaben für 
a) Unterſtützungen für Beamte, 85 
b) Unterſtützungen für ausgeſchiedene Beamte und Hinterbliebene von Beamten, 
e) Unterſtützungen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter, für ausgeſchiedene ſtaatliche 
Angeſtellte und Arbeiter ſowie für Hinterbliebene von ſolchen; 
2. die unter Ziffer La und b genannten fortdauernden Ausgaben innerhalb der einzelnen 


Verwaltungszweige auch mit den Mitteln für „Notſtandsbeihilfen für Staatsbeamte, 
Beamte im Ruheſtand, Wartegeldempfänger und Hinterbliebene“; 


3. im Einzelplan T die fortdauernden Ausgaben der Titel 31 und 38 mit den gleichen Titeln 
in den einzelnen Abſchnitten des Haushalts der Domänenverwaltung; 
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3 4. im Einzelplan XVII die fortdauernden Ausgaben 
i a) der Titel 26 und 51 innerhalb jedes der K Kapitel 133 A bis 133 L, 
b) der Titel 6 und 36 innerhalb jedes der Kapitel 135 und 136, 


c) der Titel 26, 51, 52 und 60 innerhalb jedes der Kapitel 167 A bis 167 K, 
d) der Titel 26, 51, 56 und 57 im Kapitel 172, 
e) der Titel 26 und 51 im Kapitel 175. 


§ 11. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


§ 12. 
Das Geſetz tritt am 1. April 1934 in Kraft. 


Berlin, den 17. März 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. Ru ft, Kerrl. Schmitt 


zugleich als Minifter des Innern. zugleich für den Landwirtſchaftsminiſter 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 17. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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Erſte Anlage zum Haushaltsfeſtſtellunggeſetz 


Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1934 


Geſamtplan 


Betrag für das 


Einzelplan Einnahme und Ausgabe Rechnungsjahr 1934 
Reichsmark 
A. Ordentlicher Haushalt 
L Einnahmen 
1 Domänenderwaltunnggsg??é 8 SOO 19 604 720 
II Forſtverwaltung: 

5 Verwaltung und Betrieb 23233! 6] ͥÄV SS 102 293 000 
b) Forſtliche Lehr⸗ und Verſuchsanſt alten 128 280 
III Minzpermaltungs nnn ums 2 765.200 
IV Reichs“ und Santshngemer ee I SE EN 3 332 830 
V Preußiſche Stagtbannkk ES, Ki le UE 2 000 000 

VI Staatliche Peeling — 

x Allgemeine Finanzverwaltung: f Seh ; 

2 Steuer und Abgaben... ee ee ee ra 1 227 049 000 
2 Aus Vermögensanlagen des Staates 25 281 990 
) Sonſtige Einnahmen TEE ne 93 626 610 

XI cian ee eRe epost Be DS — 
XIII Sal ferien JJ nee ee 2 548 740 
XIV Finanzwinſteuunmnmmnn 25 052 110 
XV pera Ut een ER ee eng 154 460 000 
XVI ENDURO Des, Stern, a ances ues cee cas ines rasta 213 754 170 
XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 63 809 000 
XVIII Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeiiezetdt . 19 904 870 
XIX Bergverwal tungs EHRE 2 401 100 
XX Land wirtſchaſtiiche Verwaltung Ss 24 148 380 
XXI WELLULDELDAITIN ĩi V 12 067 720 
DES AM OA foe tee 55 390 
RESTE A N 18 057 000 


Summe der Einnahmen des ordentlichen Haushalts. . | 012 340 110 


II. Ausgaben 
a) Fortdauernde Ausgaben 


1 Domänenverwaltungsgsgss eas. a eae 12 299 150 
II Forſtverwaltung: 
Verdalkung und Betrie... 89 307 410 
b) Forſtliche Lehr⸗ und Verſuchsanſtalten . 766 270 
III Mündel... ves prorcbarcee tone bite Savas 1 100,630 
IV NAMES 2 225 880 
V Preüßiſche Staatsann A — 
VI Staatliche Porzellanmanufaktuluꝭr uu — 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 
Steen ind ognge nd 7 650 900 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates. 680 000 
0): Sonſtige Ausgabenn”n.n.! Sates 44 500 000 


Seite 158 529 340 
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: Betrag für bas 
Einzelplan Ausgabe Rechnungsjahr 1984 


Reichsmark 
— —— ͤ— —— Reichsmark 


Übertrag .... 158 529 340 


XI Landtag e ee 4 — 
XIII Sat iniſternumnmnmnm ee ae 11 016 620 
XIV Finanzen ier ñ nnn cece ee 8005 189 689 650 
XV Juſtizverwaltung notre e e 335 357 000 
XVI Bermaltiung Des Juen os ian 446 028 650 
XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung a 581 847 980 
XVIII Minifterium für Wirtſchaft und Arbeit 36 462 420 
XIX Bergver wartung e RE Os lan; 5 8. 75 14 864 300 
XX Landwirtſchaftliche Verwaltung OE ee 59 053 910 
XXI Goltvcidaltings A 8 8 18 534 580 
XXII | Oberrednungllammer .... rn Hank. 906 780 
BORDA el Staats hiild ia EEES 95 665:800 
Summe der fortdauernden Ausgaben .. | 1947 957 030 

b) Einmalige Ausgaben 

I Domänenverwaltunn gg e ion 1 060 000 
IL. | Forftverivaltung — Verwaltung und Betrieb ä = 1 679 000 

III e d ee — 

IV Reichs⸗ und Staatsanzeigeuru Besseren 3 — 

V Preußiſche Staatsbank PPP 
VI Staatliche Porzellanmanufaktuuenr RR 2888 420 000 

X Allgemeine Finanzverwaltung: 

a) Steuern und Abgaben N een Seis — 

b) Aus Vermögensanlagen des Staates. — 
o) Sonſtige Ausgaben Mes 515 500 

XI Landtag ä 000 — 
XIII Staatsminiſteriunm II erstens ols ser 400 000 
XIV Sinanzminifterium „uuununcneneneenenenenn 98880 SONO 1 121 000 
XV Juſtizverwaltung — — SEES a GD U SOOoTUCE ee in 3 066 000 
XVI Bewvallung, Des Innen a 03 13 583 290 
XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 27 572 980 
XVIII | Minifterium für Wirtſchaft und Arbeit 5 1240 910 
XIX Berg verwaltung ST 8058 272 900 
XX Landwirtſchaftliche Verwaltung 13 402 250 
XXI SA g welts cates en Ge 58 250 

l | Oberto ninas lamer wee bathe Gere Pees cote owe ees — 

rend ae nee veces = 


Summe der einmaligen Ausgaben .... 64 383 080 
Hier u: Summe der fortdauernden Ausgaben .... | 1947 957 030 


Summe der Ausgaben des ordentlichen Haushalts . | 2 012 340 110 
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Einzelplan Einnahme und Aus gabe a 
Abſchluß 
Reichsmark 
B. Außerordentlicher Haushalt 

I. Einnahmen 
1 Domänenverwaltunn gg ee wea 160 490 
X Allgemeine Finanzverwaltunnnnaaazaza¶azL ns 19 985 200 
Status een 61 917 990 
Summe der Einnahmen des außerordentlichen Haushalts 82 063 680 

II. Ausgaben 
1 Dofänenvervaltunnnse ens ers HERR 5 400 000 
II Forſtverwaltün g een nee alles 24 380 000 
X Allgemeine FinanzverwaltunnnnuuũnuR¶gREgRRü ne 2 544 400 
XIV Finanzminiſte kinn 8 13 875 700 
XVIII | Minifterium für Wirtſchaft und Arbeiii ek 5 960 000 
XIX Berpderdaltuin dee 95 11 630 000 
XX Landwirtſchaftliche Verwaltun gn 18 188 580 
XXI Geffderw ang 8 85 000 


Summe der Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 82 063 680 


Abſchluß 
Summe der Einnahmen des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


Summe der Ausgaben des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


2 094 403 790 


2 094 403 790 
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Zweite Anlage zum Haushaltsfeſtſtelluugsgeſetz 
EE RRR AMA TEU MER MUQ HQ CEG 


Durchführungsbeſtimmungen. 


1. Iſt ein planmäßiger Beamter einer preußiſchen Verwaltung länger als ſechs Monate 
zu einer anderen Verwaltung beurlaubt oder in einem Miniſterium tätig, ſo kann ſeine Stelle 
mit Zuſtimmung des Finanzminiſters anderweit beſetzt werden, ohne daß er die Rechte und 
Pflichten eines eine planmäßige Stelle bekleidenden Beamten hierdurch verliert. Kehrt der Beamte 
in den Dienſt ſeiner Verwaltung zurück, ſo iſt er innerhalb von ſechs Monaten in einer plan⸗ 
mäßigen Stelle unterzubringen, oder, wenn während dieſes Zeitraums eine planmäßige Stelle 
gleicher Art nicht frei geworden iſt, in der erſten ſpäter freiwerdenden Stelle dieſer Art. Bis dahin 
iſt ſein Dienſteinkommen außerplanmäßig zu verrechnen. e 

Bei richterlichen Beamten ift, falls die Wiederbeſetzung der Stelle erfolgen ſoll, die Beur⸗ 
laubung oder die Beſchäftigung in einem Miniſterium über ſechs Monate hinaus davon abhängig 
zu machen, daß ſich der Beamte für den Fall des Rücktritts in ſeine frühere Verwaltung mit der 
Verſetzung in eine gleichartige Stelle einverſtanden erklärt. 

2 ur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige Beamten⸗ 
ſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 8 BS 

3. Sind nach dem Haushaltsplane künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen mit 
niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht künftig weg⸗ 
fallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Ausführung folgendes: 

Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden in 
Fortfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Bezügen 
und danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen vorzunehmen. 

Ausnahmen von dieſer Reihenfolge bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen 
zu den Beſoldungstiteln des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des 
Finanzminiſters. 

4. Die in den Haushaltsplänen für 1928, 1929 und 1930 vorgeſehenen neuen planmäßigen 
Beamtenſtellen für überalterte Stellenanwärter ſind mit der Maßgabe „künftig wegfallend“, daß 
beim Freiwerden jeder zweiten Planſtelle der betreffenden Beamtengattung eine der neu 
geſchaffenen Stellen fortfällt. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Ausnahmen zuzulaſſen. 

5. Die im Haushaltsplan als „künftig wegfallend“ bezeichneten Stellen für Miniſterial⸗ 
dirigenten (Beſoldungsgruppe B 7) können beim Freiwerden mit Zuſtimmung des Finanzminiſters 
in ſolche für Miniſterialräte (Beſoldungsgruppe A 1 a) umgewandelt werden. 


6. Werden bereits als planmäßige Beamte angeſtellt geweſene und gemäß § 65 der An— 
ſtellungsgrundſätze für eine höhere Beſoldungsgruppe einberufene Verſorgungsanwärter, die wegen 
Ungeeignetheit aus der Dienſtleiſtung für die höhere Beſoldungsgruppe entlaſſen werden, in ihrer 
früheren Beſoldungsgruppe wiederbeſchäftigt, ſo ſind ſie, falls Planſtellen in dieſer Beſoldungs⸗ 
gruppe nicht frei ſind, bis zum Freiwerden der nächſten Planſtelle, in die ſie einzurücken haben, 
ſo zu beſolden, als ob ſie als planmäßige Beamte ihrer früheren Beſoldungsgruppe wiederangeſtellt 
worden wären. In dieſem Falle ſind die Bezüge außerplanmäßig zu verrechnen. 
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7. Entlaſſenen Angeſtellten und Lohnempfängern mit mindeſtens einjähriger ununter⸗ 
brochener Dienſtzeit können Übergangsgelder (Abkehrgelder) nach Maßgabe der von der Preußiſchen 
Staatsregierung erlaſſenen Richtlinien gezahlt werden. 

8. Arbeitern, die 25 Jahre oder mehr als Lohnempfänger in einem Arbeitsverhältniſſe bei 
der Preußiſchen Staatsverwaltung geſtanden haben, kann aus Bewilligungen, aus denen ihre 
Lohnbezüge zu beſtreiten ſind, nach näherer Beſtimmung der Preußiſchen Staatsregierung eine 
Dienſtprämie gezahlt werden. 

9. Von der Mitteilung der Nachweiſungen über die im § Ya der Reichshaushaltsordnung 
bezeichneten Sondervermögen wird für das Rechnungsjahr 1934 abgeſehen, ſoweit ſie entweder 
gar keine oder weniger als 300 Reichsmark Jahreseinnahmen haben. 

10. Überſteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag der tatſächlich aufgekommenen Ein⸗ 
nahme den Haushaltsanſatz und können auf Grund eines Haushaltsvermerkes bei einem über⸗ 
tragbaren Ausgabetitel in Höhe dieſer Mehreinnahme Ausgaben geleiſtet werden, ſo dürfen 
abweichend von § 73 Reichshaushaltsordnung die Beträge ſolcher Mehreinnahmen, die bis zum 
Schluſſe des Rechnungsjahrs für die Zwecke des Ausgabetitels nicht verwendet worden ſind, in 
der Staatshaushaltsrechnung als Ausgabereſt und zugleich als Mehrausgabe nachgewieſen werden. 

11. Iſt im Haushaltsplan bei einem Ausgabetitel allgemein, d. h. ohne ziffernmäßige 
Begrenzung zugelaſſen, daß Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels verwendet werden dürfen, 
ſei es, daß 

a) der Ausgabeanſatz eines nicht übertragbaren Titels um den Betrag der Einnahmen 

oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels überſchritten werden darf oder 

b) in Höhe von Einnahmen oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels über 

den Ausgabeanſatz eines übertragbaren Titels ine Ausgaben geleistet werden 
dürfen oder 

c) Einnahmen unmittelbar bei einem Ausgabetitel gebucht werden dürfen, 


jo. iſt eine ſolche Verwendung von Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels regelmäßig nur 
bis zur Höhe des Betrags zuläffig, der im Haushaltsplan in der Zweckbeſtimmung oder in den 
Erläuterungen als vorausſichtliche Einnahme angegeben worden iſt. Iſt die Einnahme höher, 
als ſie veranſchlagt war, dann iſt die Verwendung eines über die Veranſchlagung hinausgehenden 
Betrags für Zwecke des Ausgabetitels nur zuläſſig, wenn und inſoweit der Finanzminiſter vorher 
dazu jeine Zuſtimmung 3 hat. 
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(Nr. 14100.) Geſetz über dringende Finanzmaßnahmen. Vom 17. März 1934. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Verlängerung und Anderung von Steuergeſetzen. 
1. Vorläufige Steuer vom Grundvermögen. 


§ 1. 
(1) Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 
14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) nebjt den dazu ergangenen Abänderungen gilt auch für 
das Rechnungsjahr 1934. 
(2) Artikel II der Verordnung vom 27. März 1929 (Geſetzſamml. S. 27) und Artikel II 
der Verordnung vom 30. Mai 1930 (Geſetzſamml. S. 101) werden aufgehoben. 
(3) § 15 Abſ. 1 des im Abſ. 1 genannten Geſetzes erhält folgenden Zuſatz: 
Für das Rechnungsjahr 1934 wird die Steuer von Wohnungsneubauten nicht 
erhoben. 
2. Hauszinsſteuer. 
§ 2. 
Artikel 1 § 2 Abſ. 2 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 (Geſetzſamml. 
S. 114) in der Faſſung des Artikels IS 2 der Verordnung zur Durchführung dringender Finanz⸗ 
maßnahmen vom 18. März 1933 (Geſetzſamml. S. 51) erhält folgende Faſſung: 

(2) Von dem Aufkommen der Hauszinsſteuer in dem Rechnungsjahre 1934 ver⸗ 
wendet das Land 50 Millionen Reichsmark für ſeinen allgemeinen Finanzbedarf. Von 
dem verbleibenden Betrage des Aufkommens fließen für den allgemeinen Finanzbedarf 
53 vom Hundert dem Lande und nach näherer Vorſchrift des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz 47 vom Hundert den Gemeinden ( Gemeindeverbänden) 
zu (Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer). a 


ae $ 3. 

Von den in den Rechnungsjahren 1932 und 1933 aufgekommenen Hauszinsſteuerablöſungs⸗ 
beträgen, die für die Durchführung der Umſchuldung der Gemeinden beſtimmt waren (Art. II § 7 Abſ. 1 
Ziffer 2 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 [Geſetzſamml. S. 114] in der Faſſung 
der Verordnung zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung vom 21. Oktober 1932 [Geſetz⸗ 
ſamml. S. 329] und des Artikels 1 S 3 der Verordnung zur Durchführung dringender Finanz⸗ 
maßnahmen vom 18. März 1933 (Geſetzſamml. S. 51), fließen in dem Rechnungsjahre 1934 
für den allgemeinen Finanzbedarf 53 vom Hundert dem Lande und 47 vom Hundert den Ge— 
meinden (Gemeindeverbänden) zu (Gemeindeanteil). Die näheren Beſtimmungen über die Ver- 
teilung des Gemeindeanteils treffen der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter. 


3. Gewerbeſteuer. 
§ 4. 

Die Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer (Gewerbeſteuerverord⸗ 
nung) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21) nebſt den 
dazu ergangenen Abänderungen gilt auch für das Rechnungsjahr 1934, ſoweit ſich nicht aus den 
SS 5 bis 7 dieſes Geſetzes Abweichendes ergibt. 


§ 5. 
§ 4 Abſ. 1 Satz 3 in der Faſſung des Artikels I des Geſetzes vom 9. Dezember 1930 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 291) erhält folgenden Zuſatz: 
ſowie die Tätigkeit der öffentlich beſtellten Wirtſchaftsprüfer. 
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86. 
(1) Für die Berechnung der Gewerbekapitalſteuer wird von dem Werte des Gewerbekapitals 
(§ 6 der Gewerbeſteuerverordnung), ſoweit er auf einen vor dem 1. Juli 1932 liegenden Zeit⸗ 
punkt feſtgeſtellt iſt, ein Abſchlag nach den Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 gemacht. 
(2) Der Wert des Gewerbekapitals wird herabgeſetzt: 


1. um ½ des Einheitswerts des Betriebsvermögens, ſoweit dieſer auf das Inland entfällt. 
Sind im Betriebsvermögen Gegenſtände enthalten, die nicht von der Gewerbekapital⸗ 
ſteuer, ſondern von der Grundvermögenſteuer betroffen werden, ſo bleibt deren Wert 
bei der Berechnung des Abſchlags außer Betracht, 

2. auf Antrag um den Betrag, um den ſich die nach § 6 Abſ. 2 zu a der Gewerbeſteuer⸗ 
verordnung hinzuzuſetzenden Schulden verringert haben, wenn die Verringerung min⸗ 
deſtens Yoo beträgt. Für den Vergleich der Schuldbeträge find maßgebende Zeitpunkte: 

a) der vor dem 1. Juli 1082 liegende Zeitpunkt, auf den der Einheitswert feſtgeſtellt 
worden iſt, 

b) der Beginn des 1. Januar 1934 oder, wenn das Unternehmen für ein vom 
Kalenderjahr abweichendes Wirtſchaftsjahr regelmäßige Geſchäftsabſchlüſſe macht, 
der Schluß des letzten vor dem 1. Januar 1934 endenden Wirtſchaftsjahrs. 

(3) Betragen die Abſchläge nach Abſ. 2 zuſammen nicht mindeſtens ein Zwanzigſtel des 
Wertes des Gewerbekapitals, ſo wird der Wert des Gewerbekapitals um ein Zwanzigſtel 
herabgeſetzt. 

(4) Sind die Vorausſetzungen für eine Neufeſtſtellung gegeben, jo wird dieſe durch die Vor⸗ 
ſchriften der Abs. 1 bis 3 nicht ausgeſchloſſen. : 


§ 7. 


§ 10. 

() Für beſtimmte Arten von Fallen kann der Finanzminiſter im Einvernehmen 
mit dem Miniſter des Innern und dem Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit aus Billig⸗ 
keitsgründen allgemein anordnen, daß abweichend von den Vorſchriften dieſer Verordnung 
die Steuergrundbeträge für die Gewerbeſteuer niedriger feſtgeſetzt werden. 

(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Beſtimmungen zu treffen, nach denen bei 


der Berechnung der Gewerbeſteuer der Gewerbeertrag, das Gewerbekapital und die Lohn⸗ 
ſumme abzurunden ſind. 


§ 10 erhält folgende Faſſung: 


Artikel II. 10 0 
Landesfinanzausgleich und Gemeindeabgaben. 
1. Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz. 
§ 8. 

Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 31. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 249), des Anderungsgeſetzes 1931 vom 24. März 
1931 (Geſetzſamml. S. 25), der Anderungsverordnung 1932 vom 8. April 1932 (Geſetzſamml. 
S. 161), der Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen vom 18. März 1933 
(Geſetzſamml. S. 51) und des Geſetzes über die Regelung verſchiedener Punkte des Staatsaufſichts⸗ 
EN vom 4. Oktober 1933 (Geſetzſamml. ©. 366) wird wie te un 
1.8 4a Abſ. 2 wird geſtrichen. | 

2. § 6 Abſ. 2 wird geſtrichen. 

3. § 6a Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Von dem Gemeindeanteil an der kane deer werden vom. Ak April 1934 ab 
monatlich 44% Millionen Reichsmark dem nach § 39 gebildeten Ausgleichsfonds 
zugeführt; die beteiligten Miniſter ſind ermächtigt, dieſe Beträge herabzuſetzen, ſo⸗ 
bald und inſoweit die Inanſpruchnahme des Ausgleichsfonds dies zuläßt. 
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4. Hinter § 6 b wird als $ Ge folgende Vorſchrift eingefügt: 
$ 6c. 

Werden rückſtändige Staatsſteuern von den hebepflichtigen Gemeinden gemäß 
§ 5 Abſ. 2 des Geſetzes über die Umwandlung kurzfriſtiger Inlandſchulden der 
Gemeinden (Gemeindeumſchuldungsgeſetz) vom 21. September 1933 (Reichsgeſetzbl.] 
S. 647) umgeſchuldet, ſo können die den Gemeinden (Gemeindeverbänden) aus der 
Staatskaſſe noch zuſtehenden Steuerüberweiſungen durch Weitergabe der Schuld- 
verſchreibungen entrichtet werden, die vom Umſchuldungsverband deutſcher Ge- 
meinden für die umgeſchuldeten Staatsſteuerbeträge ausgeſtellt ſind. Das Nähere 
beſtimmen die beteiligten Miniſter. 


5. § 11 a erhält folgende Faſſung: 
§ la. 

Soweit in Gemeinden bis zum 31. März 1934 Schulſozietäten beſtanden und 
für jene auf dem Gebiete des Schulweſens Aufgaben erfüllt haben, die zur all⸗ 
gemeinen Volksſchulunterhaltungspflicht der Gemeinden gehören, wird dieſen 
Gemeinden, falls ſie bis zum 1. Auguſt 1933 einen entſprechenden Antrag geſtellt 
haben, für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeindeeinkommenſteuerſoll 
der Rechnungsjahre 1911, 1913 oder 1914 ihrem eigenen Einkommenſteuerſoll das⸗ 
jenige dieſer Schulſozietäten hinzugerechnet, ſoweit es auf die einzelne Gemeinde 
entfällt. 

6. Im § 14 Abſ. 2 treten im Satz 1 an die Stelle der Worte „ſchulpflichtigen Kinder“ die 
Worte „Kinder unter 14 Jahren“ und im Satz 2 an die Stelle der Worte „1. Februar 
1925” die Worte „16. Juni 1933”. 


7. § 15 wird geſtrichen. 


8. Im 8 21 Abſ. 1 und $ 30 Abſ. 1 tritt an die Stelle des Wortes „Landesſatz“ das Wort 
„Reichsſatz“. > A 
9. Der $ 21 Abſ. 1 und der § 30 Abſ. 1 erhalten folgenden Satz 3: 

Hinſichtlich der Realſteuern iſt maßgebend das Soll nach dem Stande des dem 
Rechnungsjahre vorangegangenen 1. Januar, und zwar unter Berückſichtigung der 
bis zu dieſem Zeitpunkt endgültig eingetretenen Berichtigungen und Anderungen; 
Steuerbeträge, die erſt nach dem 1. Januar für das Rechnungsjahr veranlagt 
werden, obwohl die Steuerpflicht ſchon vor dieſem Zeitpunkte begonnen hatte, 
werden dem Steuerſoll des nächſten Rechnungsjahrs hinzugerechnet; Steuerbeträge, 
die für Vorjahre veranlagt worden ſind, werden dem Steuerſoll des Jahres, in 
dem die Veranlagung erfolgt iſt, oder dem des nächſten Rechnungsjahrs hinzu⸗ 
gerechnet, je nachdem die Veranlagung vor oder nach dem 1. Januar erfolgt iſt. 


10. Im $ 26 Abſ. 3 und § 29 Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „Oberpräſident (in den 
Hohenzolleriſchen Landen der Regierungspräſident)“ die Worte „Miniſter des Innern“. 


11. $ 28 Abſ. 2 und 3 erhalten folgende Faſſung: 

(2) Die Aufſtellung des Verteilungsplans erfolgt durch den Oberpraſidenten 
der Provinz, für die Bezirksverbände Kaſſel und Wiesbaden durch den Oberprä- 
ſidenten der Provinz Heſſen-Naſſau, nach Anhörung eines Ausſchuſſes, der für jede 
Provinz (in der Provinz Heſſen⸗Naſſau für jeden Bezirksverband) aus vier Mit- 
gliedern beſteht. Die Mitglieder, von denen je eines Vertreter des Provinzial⸗ 
(Bezirks⸗ Verbandes, der angehörigen Stadtkreiſe, Landkreiſe und kreisangehörigen 
Gemeinden ſein muß, werden vom Oberpräſidenten berufen. 

(3) Im Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande erfolgt die Auf- 
ſtellung des Verteilungsplans durch den Regierungspräſidenten in Sigmaringen 
nach Anhörung je eines Vertreters des Landeskommunalverbandes und der dem 
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Verband angehörigen Landkreiſe. Im Bezirk des Landeskommunalverbandes 
Lauenburg findet eine Unterverteilung nach Abſ. 2 nicht ſtatt. In der Provinz 
Weſtfalen und in der Rheinprovinz kann auch ein vom Verbandsdirektor des 
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk zu benennender Vertreter gehört werden. 


12. § 28 Wj. 5 und 6 werden geſtrichen. 
13. Im $ 30 Abſ. 1 Satz 2 treten an die Stelle der Worte „letzter Satz“ die Worte „Satz 2“. 


14. Im $ 34 treten an die Stelle der Worte „(Bürgermeiſtereien, Amter)“ die Worte „(Amter, 
Kirchſpielslandgemeinden)“. 


15. § 36 wird geſtrichen. 


16. Im $ 39 Satz 2 treten an die Stelle der Worte „1. September 1928 mehr als 1,5 vom 
Hundert“ die Worte „31. März 1933 mehr als 1,4 vom Hundert“. 

17. $ 39 Satz 3 erhält folgende Faſſung: 

Der Antrag muß bis zum 1. Auguſt 1934 bei der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz 
geſtellt ſein. 

18. In den 88 11, 12, 14 und 16 tritt an die Stelle der Zahl „1933“ die Zahl „1934“. 
Ferner treten im § 11 Abſ. 2 an die Stelle der Zahl „1925“ die Zahl „1933“, im § 11 
Abſ. 4 an die Stelle der Zahl „1932“ die Zahl „1933“ und im § 16 an die Stelle der 
Zahl „1934“ die Zahl „1935“. 

19. Im $ 59 wird die Zahl „1934“ durch die Zahl „1935“ erſetzt. 


§ 9. 
Wo in Gefegen und Verordnungen auf das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz Bezug genommen iſt, tritt an Stelle dieſes Geſetzes in der bisherigen Faſſung 
das Geſetz in der neuen Faſſung. = 


5 § 10. 

Artikel II § 10 des Geſetzes über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungs⸗ 

jahr 1932 und des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1933 vom 26. April 1933 (Gefeg- 
ſamml. S. 113) wird aufgehoben. 

§ 11. 

$ 28 Abf. 2 des Geſetzes über die weitere Neuregelung der kommunalen Grenzen im weſt⸗ 

fäliſchen Induſtriebezirk vom 22. März 1928 (Geſetzſamml. S. 17) findet auch für das Rechnungs⸗ 

jahr 1934 Anwendung. 


§ 12. 5 s 
Artikel V Nr. 2 der Anderungsverordnung 1932 vom 8. April 1932 (Geſetzſamml. S. 161) 
erhält folgende Faſſung: 
Iſt eine Gemeindegetränkeſteuer während der Rechnungsjahre 1931, 1932 oder 
1933 rechtswirkſam eingeführt worden, läuft aber ihre Gültigkeit vor Beginn des 
Rechnungsjahrs 1934 ab, ſo behält die Steuerordnung ihre Gültigkeit bis zum 31. März 
1935, ohne daß es eines erneuten Beſchluſſes und einer erneuten Genehmigung bedarf. 


2. Wegevoransleiſtungen. 
§ 13. 

Die Verordnung über die Erhebung von Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung vom 
25. November 1923 (Geſetzſamml. S. 540) in der Faſſung des Artikels II des Geſetzes zur 
Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz und der Verordnung 
über die Erhebung von Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung vom 27. November 1926 
(Geſetzſamml. S. 308) wird aufgehoben. Die auf Grund dieſer Verordnung erlaſſenen Abgaben⸗ 
ordnungen der Land- und Stadtkreiſe treten außer Kraft. 
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3: Fürſorgepflichtverordnung. 
§ 14. 

Die Preußiſche Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
17. April 1924 in der Faſſung vom 30. Mai 1932 (Geſetzſamml. S. 207) und der Verordnung 
vom 17. März 1933 (Geſetzſamml. S. 43) wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abſ. 3 Satz 3 wird geſtrichen. 

2. § 14 Abſ. 2 Satz 5 wird geſtrichen. In den Abſ. 4 und 5 werden die Worte „(engexeln] 

Gemeindeverbändeln])“ gejtrichen. 
3. Im § 15 wird der Abi. 3 geſtrichen. 


Artikel III. 
Sonſtige finanzielle Maßnahmen. 
1. Staatsſchuldenordnung. 
§ 15. 
§ 1 Abſ. 2 der Staatsſchuldenordnung vom 12. März 1924 (Geſetzſamml. S. 132) erhält 
folgende Faſſung: 

(2) Werden Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen oder Wechſel zur Einlöſung 
fällig oder zurückgekauft oder werden Darlehen zurückerſtattet, ſo wächſt der für die 
Einlöfung, den Rückkauf oder die Rückerſtattung erforderliche Betrag dem Anleihekredite 
des laufenden Rechnungsjahrs zu, ſoweit dieſer Betrag die dafür durch den Haus⸗ 
haltsplan bereitgeſtellten Mittel überſteigt. 


2. Anleihegeſetze. 
a 118916. ES N 

§ 1 Abſ. 2 des Geſetzes über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Gewährung von 
Beihilfen und Darlehen für Meliorationen und zur Ausführung ſtaatseigener Waſſerbauten vom 
24. Mai 1927 (Geſetzſamml. S. 83) und $$ 3 der Geſetze über die Bereitſtellung von Staats⸗ 
mitteln zur beſchleunigten Kultivierung privater Heide- und Moorländereien durch den Staat 
vom 9. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 105) und vom 27. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 235) 
werden aufgehoben. 
panas : 3. Geridtstojften. 

§ 17. : 

Im Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 
1923 S. 107 u. 556, 1925 S. 111, 1927 S. 20, 1933 S. 186) wird hinter § 140 folgende Vor⸗ 
ſchrift eingefügt: = i 

3 y : d $ 140 a. E sid J 

() Gerichts- und Haftkoſten können, abgejehen von dem Falle der Armut ($ 17), 
auch dann geſtundet werden, wenn ihre Einziehung mit erheblichen Härten für den 

Zahlungspflichtigen verbunden iſt und der Anſpruch durch die Stundung nicht ge⸗ 
fährdet wird. ö ar enen 

(2) Der Juſtizminiſter kann, ſofern im Einzelfall die Zahlung oder zwangsweiſe 
Beitreibung der Gerichts und Haftkoſten mit beſonderen Härten für den Zahlungs⸗ 
pflichtigen verbunden ſein würde, die Koſten ermäßigen oder erlaſſen. Er kann dieſe 
Befugnis für beſtimmte Arten von Fällen auf die nachgeordneten Behörden übertragen. 


4. Sicherheitsleiſtungen. 
N § 18. ee 
Die Verordnung, betreſſend Sicherheitsleiſtung zugunſten der Landesbank der Rheinprovinz, 
vom 8. Oktober 1931 (Geſetzſamml. S. 217) wird wie folgt geändert: a 
In der Überſchrift und im § 1 ſind hinter dem Worte „Rheinprovinz“ die Worte 
hinzuzuſetzen „und der Landesbank der Provinz Weſtfalen“. 
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5. Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge. 

§ 19. 
Im 8 7 der Verordnung über Gehaltskürzung vom 13. Dezember 1930 (Geſetzſamml. 
S. 291) in der Faſſung des § 26 der Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen 
vom 18. März 1933 (Geſetzſamml. S. 51) iſt ſtatt „31. März 1934“ zu ſetzen „31. März 1935“. 


Artikel IV. 
§ 20. 

Die beteiligten Miniſter erlaſſen die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. : 
§ 21. 

Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1934 in Kraft. 


Berlin, den 17. März 1934. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Po pitz. Ru ft Kerri, Schmitt 
zugleich als Miniſter des Innern. zugleich für den Landwirtſchaftsminiſter. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 17. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


Sagrgang 1933 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920—1932 find noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden. 
Preis 1,35 Non zuzüglich Ser Derjandipejen. 


Von den Jahrgängen 1930 —1933 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 


Stücke vorrätig. 


Von den Haublfachberzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermüßigten Preiſe von 1,— bezw. 2, — A verkauft werden. 
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